
Compliance 
Köln, 28.11.2022 
  

  

LEGAL UPDATE 

1 

 
 
Nach den sich häufenden Skandalen in der Vergangenheit 
und den verschiedensten kontrovers geführten Diskussio-
nen rund um das Thema der Lobbyarbeit hat der Bundes-
tag am 25. März 2021 das neue Lobbyregistergesetz (Lob-
byRG) beschlossen, das am 1. Januar 2022 in Kraft 
getreten ist. Das Gesetz zielt darauf ab, das Vertrauen der 
Öffentlichkeit in die Politik und die Legitimität der parla-
mentarischen Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zesse zu stärken. Ferner soll die unzulässige Einfluss-
nahme von Interessenorganisationen und -vertretern 
verhindert werden. 
 
Interessenvertreter im Sinne des LobbyRG sind nach der 
im Gesetz enthaltenen Definition alle natürlichen oder ju-
ristischen Personen, Personengesellschaften oder sons-
tige Organisationen, auch in Form von Netzwerken, Platt-
formen oder anderen Formen kollektiver Tätigkeit, die zum 
Zweck der unmittelbaren oder mittelbaren Einflussnahme 
auf den Willensbildungs- oder Entscheidungsprozess der 
Bundesregierung oder der Organe, Mitglieder, Fraktionen 
oder Gruppen des Deutschen Bundestages, Kontakt auf-
nehmen. Für Interessenvertreter in diesem Sinne besteht 
seit dem 1. Januar 2022 die Pflicht, sich in das sogenannte 
Lobbyregister einzutragen und unter anderem Angaben zu 
sich und dem Interessen- und Vorhabenbereich zu ma-
chen. Dieses Register wurde als elektronische Plattform 
bei dem Deutschen Bundestag eingerichtet. Bei fehlenden 
oder falschen Angaben drohen Bußgelder.  
 
Neuregelungen 
 
Das Lobbyregistergesetz zieht den Anwendungsbereich 
der Eintragungspflicht sehr weit. Für die Lobbyarbeit wird 
der Begriff der „Interessenvertretung“ verwendet. Nach der 
in § 1 Abs. 3 LobbyRG enthaltenen Legaldefinition ist Inte-
ressenvertretung jede Kontaktaufnahme zum Zweck der 
unmittelbaren oder mittelbaren Einflussnahme auf den Wil-
lensbildungs- oder Entscheidungsprozess der Organe, 
Mitglieder, Fraktionen oder Gruppen des Deutschen Bun-
destages oder zum Zweck der unmittelbaren oder mittel 
 

 
 
baren Einflussnahme auf den Willensbildungs- oder Ent-
scheidungsprozess der Bundesregierung. Erfasst wird so-
mit jede Interessenvertretung in diesem Sinne. Das Lob-
byRG findet dabei auch in Fällen Anwendung, in denen ein 
drittes Unternehmen oder eine natürliche Person in den 
Prozess zwischengeschaltet ist, ein Unternehmen also 
nicht unmittelbar, sondern durch einen Dritten Lobbyarbeit 
betreibt. 
 
Vom persönlichen Anwendungsbereich sind hierbei nach 
§ 1 Abs. 4 LobbyRG natürliche sowie juristische Personen, 
sonstige Organisationen, oder auch Netzwerke und Platt-
formen umfasst. Zudem sind objektiv die Kontaktauf-
nahme und subjektiv der Zweck der Einflussnahme seitens 
des Interessenvertreters erforderlich.  
 
Die Eintragungspflicht für die in den Anwendungsbereich 
des Gesetzes fallenden Interessenvertreter folgt aus § 2 
Abs. 1 LobbyRG, sofern nicht ein Ausnahmetatbestand 
der Absätze 2-4 der Regelung greift. Das ist beispielsweise 
der Fall, wenn natürliche Personen ausschließlich persön-
liche Interessen verfolgen, Interessen von lediglich loka-
lem Charakter vertreten werden oder Arbeitnehmer- bzw. 
Arbeitgeberverbände Arbeits- und Wirtschaftsbedingun-
gen beeinflussen wollen. Hier muss im Einzelnen genau 
geschaut und geprüft werden, ob eine der Ausnahmefälle 
greift.  
 
Greift die Pflicht zur Registrierung im Lobbyregister, so 
müssen gemäß § 3 Abs. 1 LobbyRG neben allgemeinen 
Angaben, wie Name, Geburtsdatum, Anschrift bzw. bei Ju-
ristischen Personen, Firma, Webseite, Rechtsform unter 
anderem auch sensible Daten, wie Jahresabschlüsse und 
Rechenschaftsberichte veröffentlicht werden. Ferner ist of-
fenzulegen, von wem der Interessenvertreter Zuwendun-
gen oder Schenkungen erhält. Zwar kann die Angabe die-
ser sensiblen Daten gemäß § 3 Abs. 2 LobbyRG auch 
verweigert werden. Eine solche Verweigerung wird jedoch 
im Lobbyregister vermerkt. Darüber hinaus wird der Inte-
ressenvertreter, der die Angaben verweigert hat, in einer 
gesonderten Liste im Lobbyregister genannt, die öffentlich 
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einsehbar ist. Insoweit existiert eine Art „schwarzer Liste“. 
Die Nennung auf dieser werden Interessenvertreter regel-
mäßig vermeiden wollen.  
 
Bisher haben sich 5454 Interessenvertreter, darunter 311 
natürliche und 4635 Juristische Personen (Stand: Novem-
ber 2022) in das Lobbyregister eintragen lassen. 797 Inte-
ressenvertreter sind gelistet, die die Angaben zu § 3 Abs. 
1 Nr. 6, 7, oder 8 LobbyRG verweigert haben.  
 
Das LobbyRG normiert für die eingetragenen Interessen-
vertreter konkrete Rechte und Pflichten. So folgt aus § 5 
Abs. 1 LobbyRG eine Pflicht zur integren Interessenvertre-
tung, die die Lobbyarbeit auf die Basis von Offenheit, 
Transparenz, Ehrlichkeit und Integrität stellt. Nach § 5 Abs. 
2 LobbyRG legen der Deutsche Bundestag und die Bun-
desregierung unter Beteiligung der Zivilgesellschaft einen 
Verhaltenskodex fest, der Vorgaben für eine Ausübung 
von Interessenvertretung auf der Grundlage dieser 
Grundsätze enthält. Nach § 5 Abs. 2 LobbyRG akzeptiert 
jeder Interessenvertreter diesen Kodex durch seine Regis-
tereintragung. Verstöße gegen diese können ebenfalls im 
Lobbyregister veröffentlicht werden, vgl. § 5 Abs. 8 Lob-
byRG.   
 
Ausblick und Handlungsbedarf 
 
Für Unternehmen, die ihre Interessen gegenüber der Poli-
tik oder der Öffentlichkeit vertreten oder vertreten lassen, 
empfiehlt sich dringend zu prüfen, ob registerpflichtige 
Lobbyarbeit betrieben wird oder ein Ausnahmetatbestand 
greift. 
 
Zusätzlich zu dem bereits bestehenden Pflichtenpro-
gramm des Gesetzes beabsichtigt die neue Regierungs-

koalition schon jetzt Nachschärfungen im LobbyRG vorzu-
nehmen. In Planung ist etwa die Einführung eines soge-
nannten „legislativen Fußabdrucks“, durch den öffentlich 
nachvollziehbar werden soll, welche Interessenvertreter 
welchen Einfluss auf Gesetzgebungsprozesse haben. Es 
wird zudem darüber gesprochen, dass die Nachschärfung 
eine Absenkung der Schwelle für anzugebende Kontakte 
in den Ministerien bis auf die Referentenebene beinhaltet. 
Bisher greift das Lobbyregistergesetz nur für die Interes-
senvertretung gegenüber Organen, Mitgliedern, Fraktio-
nen oder Gruppen des Deutschen Bundestags und gegen-
über der Bundesregierung, vgl. § 1 Abs. 1, 2 LobbyRG.  
 
Gerne beraten wir Sie zu allen Themen und Fragestellun-
gen im Zusammenhang mit dem Lobbyregistergesetz. Ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass mit der Eintragung 
in das Register zugleich ein Verhaltenskodex automatisch 
angenommen und akzeptiert wird, ist zu prüfen, wie dies 
rechtssicher in ein etwaig bestehendes Compliance-Ma-
nagement-System implementiert werden kann sowie, wie 
das eigene System mit diesem Kodex in Einklang zu brin-
gen ist. Zudem können wir Sie bei der Überprüfung unter-
stützen, ob Sie registerpflichtige Tätigkeiten betreiben. 
Des Weiteren bieten wir an, den Eintragungsprozess mit 
Ihnen vorzubereiten sowie Monitoring-Systeme auszuar-
beiten, um die Richtigkeit der Angaben fortlaufend zu ge-
währen. Kommen Sie hierzu gerne jederzeit auf uns zu. 
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Hinweis  
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren 
gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorinnen Dr. Katja Kuck unter +49 221 33660 284 oder kkuck@goerg.de oder Maren Freymuth +49 221 33660 284 
oder mfreymuth@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 
 
Unsere Standorte  
GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
BERLIN  
Kantstraße 164, 10623 Berlin 
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0  
 
FRANKFURT AM MAIN  
Ulmenstraße 30, 60325 Frankfurt am Main 
Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27 
 
HAMBURG 
Alter Wall 20 – 22, 20457 Hamburg 
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99 
  

KÖLN  
Kennedyplatz 2, 50679 Köln  
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80 
 
MÜNCHEN  
Prinzregentenstraße 22, 80538 München   
Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90 
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